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"LKW-Fahrverbot mier den Pyhrn-Paß" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten 

Zu Frage 1: 

"Ist es richtig daß für die Verhängung eines LKW-Fahrverbotes auf der Pyhrnpaß-Bundesstraße die 
beiden Bundesländer Oberösterreich und Steiermark zuständig sind, und sind Sie als Bundesminister 
bereit, dafür einzutreten. daß sich die beiden Bundesländer dazu durchringen, ein Fahrverbot für LKW 
auf der Pyhrnpaß-Bundesstraße einzuführen?" 

Die Pyhrnpaßbundesstraße B 138 führt vom Stadtzentrum in Wels bis zur Kreuzung 

mit der Ennstalbundesstraße B 146 in Liezen. in der Steiermark. 

Im Bereich des Bundeslandes Oberösterreich führt sie durch die Sprengel zweier 

Bezirkshauptmannschaffen (Wels-Land und Kirchdorf/Krems), sowie teilweise auch 

durch den Sprengel des Magistrates von Wels. Zur Erfassung eines LKW­

Fahrverbotes auf der gesamten Pyhrnpaßbundesstraße B 138 in Oberösterreich wäre 

daher das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung zuständig. 

In der Steiermark berührt die gegenständliche Bundesstraße nur den Sprengel einer 

Bezirkshauptmannschaft (Liezen), für die Verordnung eines Fahrverbotes wäre daher 

diese BH zuständig. 
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Dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr steht jedoch aufgrund der 

Bundesverlassung weder ein Weisungsrecht noch eine Koordinationskompetenz zu. 

Oie Bundesländer Oberösterreich und Steiermark werden daher im Einvernehmen 

vorgehen müssen. 

Voraussetzung für die Erlassung eines solchen LKW-Fahrverbotes ist laut 

einschlägiger höchstgerichtlicher Judikatur ein Ermittlungsverfahren; in einem solchen 

müßte insbesondere die LKW-Frequenz geprüft werden, sowie, ob ein solches 

F&"iJrverbot aufgrund der Unfall- oder auch der Umweltsituation notwendig ist. 

In meinem Ressort liegen diesbezüglich keine Daten und somit auch keine Ent­

scheidungsgrundlagen auf sich FOr oder gegen dieses Ziel einzusetzen. 

Zu Frage 2. 

"Ist dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr bekannt, ob die oben genannten 
Bundesländer ein LKW-Fahrverbot tor die Pyhrnpaß-Bundesstraße planen?" 

Bei der BH Liezen ist nach vorliegenden Informationen ein solches Verfahren 

anhängig. 

Zu Frage 3: 

"Ist im Zuge des vie/zitierten Lückenschlusses auch vorgesehen. den Bosrucktunne/ autabahngerecht 
(2. Tunnelröhre) auszubauen, oder muß befürchtet werden, daß die Maxima/kapazität der 
Pyhmautobahn bei einem "Val/ausbau" auf Bundesstraßenniveau b/eibt?" 

Diese Frage fällt nicht in meinen Kompefenzbereich. Bauliche Auskünfte können nur 

vo:n Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten bzw. der entsprechenden 

Straßenbaugesellschaft eingeholt werden. 

/l 

Wien, fom ? September 1993 
per Bund .. 
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